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zu versetzen. Manche Kritiker behaupten, daß nach dem ge­
genwärtigen System die Mitglieder einer Grand Jury nicht in 
der Lage sind, solchen unzulässigen Praktiken eines Staats­
anwalts zu widerstehen.10 11 12 13

Es scheint folgerichtig anzunehmen, daß sich die Grand 
Jury in keiner glücklichen Situation befindet: Entweder wird 
sie von Staatsanwälten manipuliert, die ungerechtfertigte An­
klagen erreichen wollen, oder sie tut weiter nichts, als eine 
schon gültige Entscheidung des Staatsanwalts zu bestätigen. 
Wenn es der Grand Jüry nachweislich nicht gelingt, dem Miß­
brauch der Staatsgewalt Einhalt zu gebieten, ist sie eine un­
wirksame Institution und sollte durch eine effektivere Kon­
trolleinrichtung ersetzt werden. Wenn sie nur die begründete 
Anklage des Staatsanwalts wiederholt, ist sie überflüssig (ganz 
zu schweigen davon, daß sie eine unnötige Belastung für den 
Steuerzahler darstellt).
--------------------------- ------- 1----------- --------------,---------------
Die Funktion der Grand Jury als Untersuchungsorgan

' Historisch ist die Grand Jury nicht nur als Schutz gegen unge­
rechtfertigte strafrechtliche Verfolgung angesehen worden, 
sondern auch als eine dem Volk zur Verfügung stehende Waffe 
gegen jede Form von Amtsmißbrauch, wie z. B. Korruption 
oder Amtsvergehen. Selbst wenn keine Anklage erhoben wird, 
kann eine Untersuchung durch die Grand Jury schon dadurch 
eine günstige Wirkung hervorbringen, daß sie die Aufmerk­
samkeit der Öffentlichkeit auf sich zieht. Bei dieser Unter- 
suchungsfunktion liegt die Befugnis zur Einleitung eines ent­
sprechenden Verfahrens bei der Grand Jury; ist sie einmal 
zusammengerufen, kann sie jede Amtstätigkeit untersuchen, 
die sie für strafbar hält.11 In ihrer Eigenschaft als „Anklage­
jury“ sind die Geschworenen völlig unabhängig. Außerdem 
sind sie befugt, Personen vorzuladen und sich Sachbeweise 
vorlegen zu lassen.

Sowohl die Unabhängigkeit als auch der Umfang der Be­
fugnisse, über die die Grand Jury als Untersuchungsorgan 
verfügt, rufen scharfe Kritik hervor. Es sind einzelne Fälle 
bekannt geworden, in denen eine Grand Jury überflüssige 
oder zu umfangreiche Untersuchungen vorgenommen hat.

Offensichtlich gibt es die Möglichkeit des Machtmißbrauchs 
durch Geschworene für politische Zwecke. So besteht die Ge­
fahr, daß Untersuchungen der Jury auf unschuldige Men­
schen einen Verdacht werfen, der, wenn es in der Folge nicht 
zu einem Prozeß kommt, nicht widerlegt werden kann. Da die 
Anklagejury nicht in allen Einzelstaaten einen abschließen­
den Bericht geben muß, bleibt die Sache unaufgeklärt. Außer­
dem gibt es, obwohl die Grand Jury innerhalb der Verjäh­
rungsvorschriften tätig werden muß, in Wirklichkeit keine 
zeitliche Begrenzung für die Untersuchungen; sollte es einer 
amtierenden Grand Jury nicht gelingen, ihre Untersuchungen 
abzuschließen, kann die Aufgabe der nachfolgenden Grand 
Jury übertragen werden.1? So bleibt der Weg offen, die Grand 
Jury für politische Einschüchterung auszunutzen.

Für besonders komplizierte Untersuchungen, die die Mög­
lichkeiten und Fähigkeiten einer normalen Grand Jury über­
steigen würden, kann eine „Spezielle Grand Jury“ geschaffen 
werden. Diese Praxis hat in Fällen, die mit ausgedehntem 
Rauschgifthandel, organisiertem Verbrechen oder Gangster­
tum verknüpft sind, immer mehr an Bedeutung gewonnen. 
Sowohl in den Einzelstaaten als auch auf Bundesebene be­
dient man sich vielfach einer speziellen Grand Jury, wenn es 
um Anklagen mit politischer Brisanz geht.

Das Verfahren vor der Grand Jury

Weitere kritische Einwände gegenüber der^ Grand Jury be­
treffen das Verfahrensrecht: Die Elemente eines ordentlichen 
Gerichtsverfahrens, die von Verfassung und Gesetz für die 
Gerichtsverhandlung gefordert werden, beziehen sich nicht 
auf die-Sitzungen der Grand Jury, ungeachtet der Tatsache, 
daß aus einer Untersuchung durch die Grand Jury ernsthafte 
Folgen erwachsen können. Der Katalog besonderer verfas­
sungsmäßiger Rechte, auf die Beschuldigte und Zeugen in 
Sitzungen der Grand Jury nicht zurückgreifen können, schließt 
solche ein, die das Oberste Gericht der USA als dem Konzept 
einer geregelten Freiheit wesenseigen anerkannt hat. Beson­

ders auffallend ist das Fehlen der Rechte aus dem 5. und dem
6. Zusatzartikel, die den Beschuldigten und die Zeugen betref­
fen.10

Nur wenige Einzelstaaten gestatten es dem Beschuldigten, 
' während der Sitzung der Grand Jury anwesend zu sein; auch 

das Beibringen von Entlastungsbeweisen ist nur in wenigen 
Staaten zulässig. Eine solche Verhandlung (ex parte hearing) 
begünstigt aber die Anklagevertretung. Selbst wenn es dem 
Beschuldigten gestattet ist, als Zeuge auszusagen, wird ihm 
das Recht verweigert, sich in der Verhandlung vor der Grand 
Jury durch einen Rechtsanwalt vertreten zu lassen.

Andererseits kann der Beschuldigte gegen seinen Willen' 
vor die Grand Jury geladen werden. Sollte er sich auf den 
5. Zusatzartikel berufen, der ihm das Recht gibt, Aussagen zu 
verweigern, die ihn selbst belasten würden, kann er trotzdem 
zur Aussage gezwungen werden, sofern er die Zusicherung 
erhält, daß auf der Grundlage seiner Zeugenaussage keine 
Strafverfolgung gegen ihn eingeleitet wird. Die Nichtannahme 
dieses Angebots, als Zeuge auszusagen, kann zu einer Verur­
teilung wegen Mißachtung des Gerichts und zur Inhaftierung 
während der Sitzungsperiode der Grand Jury führen. Da eine 
folgende Gränd Jury nach dem gleichen Modus Vorgehen 
kann, ist es möglich, daß ein Beschuldigter auf unbestimmte 
Zeit inhaftiert wird. Zeugen kann in gleicher Weise das Recht 
auf einen Anwalt verweigert werden. Ebenso können sie we­
gen Mißachtung des Gerichts verurteilt werden.

Nichtöffentlichkeit und Geheimhaltung 
der Sitzungen der Grand Jury

Oft vergleichen Gegner der Grand Jury ihre Beratungen mit 
denen der „Sternkammer“ (Star Chamber); dies ist ein Hin­
weis auf die alten Gerichte des englischen Königs, die von den 
amerikanischen Siedlern als ein Instrument willkürlicher 
Machtausübung gefürchtet wurden.14 Tatsächlich haben Grand 
Jury und „Sternkammer“ ein wesentliches gemeinsames 
Merkmal: Die Verhandlungen sind nicht öffentlich; nur die 
Geschworenen, der Staatsanwalt und der Protokollführer 
hören die Zeugenaussagen. Sogar die Anwesenheit eines Rich­
ters ist nicht gestattet, es sei denn, er wird hinzugezogen, um 
ein bestimmtes Rechtsproblem zu erklären. Nach der Ver­
handlung sind die Teilnehmer weiterhin an das Prinzip der 
Geheimhaltung gebunden, und die Protokolle werden versie­
gelt.

Das Prinzip der Nichtöffentlichkeit und Geheimhaltung 
wird vom Obersten Gericht der USA mit der Begründung auf­
rechterhalten, es schütze den Staat, weil es das Zusammen­
tragen von Beweismaterial durch die Anklage erleichtert, und 
es schütze den unschuldigen Angeklagten vor entwürdigender 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit.15

In der Praxis kann sich jedoch der geheime Charakter des 
Verfahrens vor der Grand Jury nachteilig für die Beschuldig­
ten und die Zeugen auswirken. Für den Staatsanwalt kann 
dieses Verfahren ein Mittel zur Aufdeckung von Tatsachen 
darstellen, aber der Beschuldigte, dem der Zugang zu einem

10 Weniger häufig, aber ebenso unangenehm sind Behauptungen, 
daß die Mitglieder einer Grand Jury es aus nichtrechtlichen 
Gründen ablehnen, Anklage gegen eine bestimmte Person zu er­
heben, obwohl unanfechtbare Beweise für deren Schuld vor­
liegen.

11 Beispielsweise nahm eine Grand. Jury, die Beweise gegen einen 
Polizeibeamten werten sollte, der einen Verdächtigen erschossen 
hatte, eine gründliche Untersuchung der Dienstvorschriften der 
Polizei des betreffenden Bezirks hinsichtlich des Gebrauchs von 
Schußwaffen gegenüber „flüchtigen Straftätern“ vor. In einem 
anderen Falle, in dem es um die Flucht eines Strafgefangenen 
ging, untersuchte die Grand Jury die Zustände in allen Straf­
anstalten des Bezirks.

12 Von dieser Möglichkeit wird in manchen Einzelstaaten, z. B. in 
South Carolina, zunehmend Gebrauch gemacht. Dort wird eine 
bestimmte Anzahl von Mitgliedern einer Grand Jury in die 
nächste übernommen.

13 Im Fall Vereinigte Staaten gegen Mandujano (425 U.S. 564 [1976]) 
protestierte z. B. ein Beschuldigter dagegen, daß ihm die sog. 
Miranda-Belehrung, die eine Aufklärung über prozessuale Rechte 
beinhaltet, nicht erteilt worden sei und daß ihm die Grand Jury 
dadurch seine Rechte aus dem 5. Zusatzartikel entzogen hätte. 
Aber das Oberste Gericht stellte fest, daß keine Verletzung der 
Verfassung vorliege.
Vgl. W. B. Lytton, „Grand Jury Secrecy — Time for a Reevalua- 
tion“, Journal of Criminal Law and Criminology 1984, Heft 4, 
S. 1100 ff.
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